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Preußische Staat Beihilfen über die Kaiser Wilhelm-Gesellschaftzur Förderung der Wissenschaften
in Berlin, als deren Tochtergesellschaft das Institut errichtet weiden soll, gewahren wird, und zwar
hofft der Verein einen laufenden Zuschuß von 100000 Mark zu erhalten. Die Verhandlungen
über die Aufnahme des Instituts in den Kreis der Kaiser Wilhelm-Institute und die Gewährung
von Beihilfen sind zur Zeit noch im Gange; es ist anzunehmen, daß sie bis zur Beschlußfassung
über diese Vorlage zum Abschlußgebracht sind. —

Mit Rücksicht auf die Bedeutung der gegründetenEinrichtung für die rheinifche Bevölkerung
in allen ihren Schichten glaubt der Provinzialausfchuß eine nahmhafte Unterstützung des Instituts
durch den Proninzialverband befürworten zu sollen, und zwar sowohl durch Beteiligung an den
erstmaligen wie an den laufenden Aufwendungen.

Er beehrt sich demgemäßfolgendenBeschlußvorzuschlagen:
„Der Provinzialverband tritt dem Bäder- und Quellforschungsinstitut,E. V. in Aachen
als Mitglied bei und gewährt zu den Kosten der erstmaligen Einrichtung des Laboratoriums
eine Beihilfe bis zu 50 000 Mark und zu den laufendenKosten, vorläufig auf 3 Jahre,
eine Beihilfe bis zu 30 000 Mark jährlich, in der Voraussetzung,daß auch der Staat,
bezw. die Kaiser Wilhelm-Gesellschaftzur Förderung der Wissenschaften in Berlin und
die sonstigenals Haupttostenträger in Frage kommenden Körperschaften,foweit es noch
nicht geschehen ist, sich mit gleichen oder ähnlichenBetragen beteiligen.

Die Ausgaben für das Jahr 1922 sind gegebenenfallsaus Titel VI Nr. 10
des HaupthausHaltsplans zu bestreiten".

Düsseldorf, den 30. Mai 1922.

Der Provinzialausfchuß:

Dr. Adenauer, Dr. Horion,
Vorsitzender. Landeshauptmann.

Anlage 15.
(Drucksachen°Ni. 14.)

Bericht und Antrag
des Provinzialllusschusses,

betreffend

Aenderung der Satzungen der Ruhegehaltskasse der Kreis-Kommunalverbiinde und
Stadtgemeinden der Rheinprovinz und der Witwen- und Waisenversorgungsanstalt

für die Kommunalbeamten der Rheinprovinz.

Das Gesetz vom 8. Juli 1920, betreffend vorläufige Regelung verschiedener Punkte des
Gemeindebeamtenrechts,bestimmtin ß 1 Ziffer 4, daß die Grundsätzedes Veamtendiensteinkommens-
gesetzes und die für die Festsetzungder Bezüge der Staatsbeamten maßgebendenGesichtspunkte
auch auf die Beamtenanwärter und die nach Genieindebeschlußden Beamten gleichzuachtendcn
ständig AngestelltenAnwendung finden sollen. Ausgenommenist indessender Anspruch auf Ruhe-
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gehlllt und Hinterbliebenenversorgung. In dieser Beziehung heißt es in der Ausführungsanweisung
des Ministers des Innern vom 6. Oktober 1920 in dem Abschnittzu § 1 Ziffer 4: „Einen
Zwang zur Gewährung von Ruhegehalts- und Hinterbliebenenversorgungfür diese Gruppen von
Gemeindebedienstetenenthalt das Gesetz nicht, es schließt aber die Gewährung derselben auch nicht
aus." Die Bezirksgruppe Rheinland des Verbandes der Kommunalbeamten und -Angestellten
Preußen (e. V.) hat daraus im Juni 1921 Veranlassunggenommen, eine Erweiterung der Satzungen
der Ruhegehllltskasseund der Witwcnkasse zu beantragen, nach welcher die Kassen ermächtigtwerden,
die Zahlung von Ruhegehalt (Hinterbliebenenbezügen)auch an die ständig Angestelltenzu über¬
nehmen, denen die Kreise und GemeindenRuhegehalt und Hinterbliebenenversorgunggewährt haben.
Es konnte keinem Zweifel unterliegen, daß durch eine solche Erweiterung der Satzungen ein Druck
auf die Gemeinden ausgeübt würde, den Dauerangestellten die Ruhegehaltsbercchtigungzu geben.
Andererseits hat der Anschluß an die Kassen für die Gemeinden eine finanzielle Belastung zur
Folge. Es war deshalb erforderlich,zunächst den GemeindenGelegenheitzu geben, zu dem Antrage
Stellung zu nehmen.

Der 61. Rheinische Provinziallandtag hat aus diesem Grunde in der Sitzung vom
14. Juli 1921 beschlossen, den Antrag dem Pruvinzialausschuß zu überweisenmit dem Auftrage,
dem nächsten Provinziallandtage zu berichten und im gegebenenFalle nach Benehmen mit den
Spitzenverbändender Landgemeindenund Städte und mit den Spitzenverbändender Beamten und
Angestellten in der Nheinprovinz eine entsprechende 'Vorlage auf Erweiterung der Satzungen der
Ruhegehaltskaffenund der Witwen- und Waisenuersorgungsanstaltzu machen.

Die Besprechung mit den Spitzenverbändenhat am 6. Mai 1922 stattgefunden. Es
nahmen daran teil Vertreter des RheinischenUnterverbandes des Verbandes preußischer Landkreise,
des RheinischenStädtelmndes und des Rheinischen Gemeindetages, der BezirksgruppeRheinland
und der Bezirksgruppe Rheinisch-Westfälisches Industriegebiet des Verbandes der Kommunalbeamten
und -Angestellten Preußens. Der Besprechunglag die beiliegendeDenkschrift des Landeshaupt-^
manns vom 15. April 1922 1 H 3919 zu Grunde, auf die zur Vermeidungvon Wiederholungen
hier Bezug genommenwird. Nach eingehenderErörterung wurden die am Schluße der Denkschrift
gemachten Vorschläge einstimmig angenommen. Es dürfte wohl anzunehmen sein, daß bei Er¬
weiterung der Kllssensatzungendie Gemeinden von ihrer Befugnis, den mit Beamtentätigkeit
beschäftigten ständig AngestelltenRuhegehalts- und Hinterbliebenenversorgungzu gewähren,Gebrauch
machen. In erster Linie wird das für diejenigen Angestelltengelten, die wegen der hindernden
Bestimmungen des Unterbringungsgesetzeseine Beamtenstelle nicht erlangen können. Es können
indessen auch zahlreiche andere Dauerangestellte in Frage kommen, insbesondereauch Angestellte
bei den Betriebsverwaltungen. Die Entscheidung darüber, welche der ständig Angestellten den
Beamten gleichzuachten sind, muß der Entschließungder Gemeindenvorbehaltenbleiben. Eine feste
Begriffsbestimmungwird fich kaum fafsen lassen, zumal die Verhältnissein den einzelnenStädten
und Gemeinden verschieden liegen, doch werden sich bei der Ausführung die Richtlinien von selbst
ergeben und größere Schwierigkeitenkaum entstehen. Auf jeden Fall muß aber, uud das wurde
auch bei der Besprechungmit den Spitzenverbänden einmütig betont, die Gewährung des Versor-
gungsllnspruchsvon einem Mindestalter abhängig gemachtwerden. Die Beamten müssen bis zur
planmäßigen Anstellung eine lange Vorbereitungszeit durchmachenund erlangen vor Vollendung
des 25. Lebensalters selten die Versorgungsansprüche. Die Angestellten dürfen aber nicht besser
gestellt werden und es muß auch zwischen ihnen und den planmäßigen Beamten ein gewisser Abstand
bestehen bleiben. Es wurde deshalb seitens der Vertreter der Spitzenverbändeein Mindestalter von

13»



100 Anlagen zu den Sitzungsprotokollen, Nr, 15.

27 Iahien als richtig gegriffen bezeichnet. Die rückliegende Dienstzeit wird natürlich den Satzuugs-
vorfchriften entsprechend als pensionsfähigangerechnet. Das Höchstaltervon etwa 50 Jahren, wie es
in den Satzungen der Witwenkasfe schon vorgesehenist, muß festgelegtwerden, damit die Gemeinden
den Dauerangestellten die Verforgungsanfprüchebeizeiten gewähren und nicht auf Kosten der Ruhe-
gehaltskassedamit warten, bis der Zeitpunkt der Versetzungin den Ruhestand nahe rückt.

Auf die eigentlichenBeamtenanwärter kann die Ruhegehaltsgewährung nicht ausgedehnt
werden. Sie sind jetzt schon den planmäßig angestelltenBeamten sehr nahe gerückt, da sie nach
dem Anwärterdienstalter bis zu 100°/° der Bezüge erhalten, die sie bei der eisten planmäßigen
Anstellung erhalten würden. Wenn ihnen dazu noch das Pensionsrecht verliehen würde, so wäre
damit das Vorrecht der planmäßig angestelltenBeamten ganz verwischt. Die Anwärtelzeit wird
zudem später bei Erlangung des Pensionsrechts mit angerechnet. Bei der Besprechung mit den
Spitzenverbändenwurde auch anerkannt, daß nichts im Wege stehe, die Anwärter, die allzulange auf
Anstellung warten müssen, mit ihrer Einwilligung in die Stelle eines ständig Angestelltenzu über¬
führen und ihnen auf diese Weise die Versorgungsansprüchezuzuwenden,ohne daß ihnen damit die
Möglichkeitspäterer Beamtenanstellung abgeschnittenwird.

Die Bezirksgruppe Rheinland hatte in ihrem Antrage vom Juni 1921 auch die Bildung
eines Beirats zur Mitwirkung bei der Verwaltung der Ruhegehaltskassenund der Witwenkasfein
Antrag gebracht. Denselben Antrag hat der Vorstand des Rheinischen Gemeindetages gestellt.
Zur Bestellung des Beirats bedarf es keiner Aenderung der Kassensatzungen, er kann auch durch
gegenseitigeUebereinkunft gebildet werden. Bei der Besprechung mit den Spitzenverbänden am
6. Mai 1922 wurde die Bildung des Verwaltungsbeirats im vollen gegenseitigen Einverständnis
nach dem Vorfchlagein der mehrerwähntenDenkfchrift des Landeshauptmanns vom 15. April 1922
beschlossen. Es darf darauf Bezug genommen weiden. Nur hinsichtlichder Zusammensetzung
erfolgte eine Aenderung dahin, daß von der Bezirksgruppe Rheinland nicht drei Vertreter, fondern
zwei bestellt werden, den dritten Vertreter foll die Bezirksgruppe Rheinisch-Westfälisches Industrie¬
gebiet stellen. Der Proviuzialcmsschußhat in der Sitzung vom 30, Mai 1922 die Bildung des
Verwaltungsbeirats nach den Befchlüsfen der Befprechungvom 6. Mai 1922 genehmigt. Er besteht
danach aus je einem Vertreter der Kreise, Städte und Gemeinden und den drei Vertretern der
beiden Bezirksgruppeu. Für jeden Vertreter soll ein Stellvertreter von den einzelnen Verbänden
gewählt werden. Sollte es später bei einer Aenderung der gesetzlichenGrundlage der Ruhegehalts-
kasse der Landbürgermeistereienund Landgemeindenzu einer grundlegendenAenderung etwa durch
Verschmelzung der beiden Ruhegehaltstassen kommen, so könnte in Erwägung gezogenwerden, nach
den bis dahin gewonnenen Erfahrungen auch die auf den Verwaltungsbeirat bezüglichen Bestimmungen
in die Satzungen einzufügen.

Für eine Satzungsänderung, nach der auch den Daueiangestellten das Ruhegehalt gezahlt
werden kann, muß die Ruhegehaltstasse der Landbürgermeistereienund Landgemeinden ausscheiden.
Diese ist ein durch Gesetz (§ 27 der Kreisordnung) geschaffener Kassenverbandmit der Aufgabe,
den in Ruhestand versetzten besoldetenBeamten der Landbürgermeistereienund Landgemeindendie
ihnen zustehende Pension zu zahlen. Der Aufgabenkreis ist also gesetzlich festgelegt und er kann
darüber hinaus nicht erweitert werden. Das hat auch der Minister des Innern, der die Satzungs¬
änderung anzuordnen hätte, auf Antrag bestätigt. Es würde aber durchaus zulässig sein, daß sich
die Landgemeindenhinsichtlich der Dauerangestellten der Ruhegehaltstasse der Kreise und Städte
anschlössen. In § 1 Absatz 2 der Satzungen dieser Kasse ist jetzt schon vorgesehen, daß mit
Zustimmung des Landeshauptmanns auch rheinischeLandgemeindenfür diejenigen von ihnen mit



Anlagen zu den Sitzungspiotokollen. Nr. 15. 101

RuhegehaltsberechtigungangestelltenPersonen, für welche der Beitritt zur Ruhegehaltskasseder
Landbürgermeistereienund Landgemeinden nicht zulässig ist, insbesondere für Lehrpersonen an
höheren und mittleren Schulen der Kasse beitreten können. Das würde unbedenklich auch hinsicht¬
lich der nach Gemeindebeschluß den Beamten gleichzuachtenden ständig Angestellten zugelassen werden
können. Der Beitritt zu dieser Kasse wäre für die Gemeindenauch insofern von Vorteil, als hier die
Kassenbeiträge geringer sind wie bei der Ruhegehaltskasse der Landbürgermeistereien und Landgemeinden.

In den Satzungen der Witwenkasseist in § 7 als Mindest- und Höchstbetragnoch ein
Betrag von 900 Mark und 9000 Mark vorgefehen. Die Bestimmungist längst überholt und bedarf
der Aenderung. Gegenwärtig sind 3000 Mark der Mindestbetragund 28 000 Mark der Höchstbetrag.

Satzungsänderungender Ruhegehaltskasseder Kreise und Städte bedürfen der Genehmigung
des Ministers des Innern und des Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung,Satzungs¬
änderungen der Witwenkafseaußerdem der des Finanzministers.

Der Provinzialllusschuß beehrt sich danach zu beantragen, der Provinziallandtag wolle
beschließen: '

I. Die Satzungen der Ruhegehaltskasseder Kreislommunalverbände und Stadtgemeinden der
Rheinprovinz werden wie folgt geändert:

Alte Lassung:

8 1.
Die Ruhegehaltskasse der Kreis-Kommunal-

verbande und Stadtgemeinden der Rheinprovinz
bezweckt die Gewährung der Ruhegehälter an
die ruhegehaltsberechtigten Beamten der be¬
zeichneten Kommunalverbände.

Mit Zustimmung des Landeshauptmanns
können auch rheinische Landgemeindenfür die¬
jenigen von ihnen mit Ruhegehaltsberechtigung
angestellten Personen, für welche der Beitritt
zur Ruhegehaltskasseder Landbürgermeistereien
und Landgemeindender Rheinprovinz nicht zu¬
lässig ist, insbesondere für Lehrpersonen an
höheren und mittleren Schulen, sowie die
Kommunalverbändeder Hohenzollernschen Lande
für ihre ruhegchaltsberechtigtcBeamten und
für die Lehrer an solchen Schulen der Kasse
b eitleren.

Sonstigen rechtsfähigen Verbanden und
Korporationen, welche ihren Sitz in der Rhein-
Provinz haben, kann der Beitritt unter be¬
stimmten vom Provinzialcmsfchußfestzufetzenden
Bedingungen gestattet werden. Soweit nichts
anderes festgesetzt ist, finden für diese Verbände,
und Korporationen die nachstehendfür Kom-

Aeue Assung:

8 1.
1 unverändert.

Dasselbe gilt für die nach Beschluß der
Kommunalverbände den Beamten gleichzuach-
tenden ständig Angestellten,denen Ruhegehalts-
cmspruch gewährt ist. (Dauerangestellte.) Das
Ruhegehalt richtet sich nach den für die Beamten
geltenden Bestimmungen. Die für die Beamten
geltendenVorschriftenin den Satzungen finden
für die Dauerangestellten entsprechendeAn¬
wendung.

Mit Zustimmung des Landeshauptmanns
können auch rheinische Landgemeindenfür die¬
jenigen von ihnen mit Ruhegehllltsberechtigung
angestelltenPerfonen, für die der Beitritt zur
Ruhegehaltskasseder Landbürgermeistereienund
Landgemeinden der Rheinprovinz nicht zuge¬
lassen ist, insbesondere für Leiter, Lehrer und
Lehrerinnen an höheren und mittleren Schulen
sowie für Dauerangestellte, ferner die Kom¬
munalverbände der HohenzollernschenLande,
für ihre ruhegehaltsberechtigtenBeamten und
Dllucrangestelltenund für die Lehrer an solchen
Schulen der Kasse beitleren.



102 Anlagen zu den Sitzungsprototolleii. Nr 15.

Alte Fassung:

munalverbände gegebenenBestimmungen sinn¬
gemäße Anwendung,

Die mit dem Rechte einer juristischen
Person ausgestattete Kasse hat ihren Sitz in
Düsseldorf,

s 2.
Mitglieder der Kasse sind die Kommunal«

verbände und nicht die einzelnen Beamten,
Letzterenerwachsen durch den Beitritt des

Kommunalverbandes, bei welchem sie angestellt
sind, keinerlei Rechte gegen den Kassenverband,
und regeln sich ihre Ruhegehaltsansprücheledig¬
lich nach den für sie maßgebenden geschlichen
Vorschriftennnd den Bestimmungen ihrer An-
stellungs-Urkunde.

Der Veitritt eines Kommunalverbandes
muß erfolgen für alle seine Beamten, welche
mit dem Rechte auf ein lebenslänglichesRuhe¬
gehalt zur Zeit des Beitritts des Kommunal¬
verbandes bereits angestellt sind oder noch an¬
gestellt werden.

Der Beitritt zu der Kasse ist für die
Kommunaluerbändeein freiwilliger.

8 3.
Die der Kasse beitretenden Kommunal-

verbände haben dem Landeshauptmann einen
rechtsverbindlichenBeitrittsbeschluß mit einem
vollständigenVerzeichnis der Dienststellenunter
Angabe der Personalien der jeweiligenStellen-
inhaber, sowie die Ortsstatuten über Anstellungs-

Ueue Sassung:

Sonstigen rechtsfähigen gemeinnützigen
Verbänden nnd Korporationen, welche ihren
Sitz in der Rheinprovinz haben, kann der
Veitritt unter bestimmtenvom Provinzialcms-
schuß festzusetzenden Bedingungen gestattet
werden. Soweit nichts anderes festgesetzt ist,
finden für diese Verbände und Korporationen
die nachstehend für Kommunaluerbände ge¬
gebenen BestimmungensinngemäßeAnwendung.

Die mit dem Rechte einer juristischen
Person ausgestattete Kasse hat ihren Sitz in
Düsseldorf.

s 2.
Mitglieder der Kasse sind die Kommuncil-

verbände und nicht die einzelnen Beamten und
Daucrangestellten.

Diesen erwachsendurch den Beitritt des
Kommunalverbandes, bei dem sie angestellt
sind, keinerlei Rechte gegen den Kassenverband.
Ihre Ruhegehaltsansprücheregeln sich lediglich
nach den für sie maßgebenden gesetzlichen
Vorschriften und den Bestimmungen ihrer
Anstellungs-Urkundeoder ihres Anstellungsver-
trages.

Der Beitritt eines Kommunalverbandes
muh erfolgen für alle seine Beamten und Daucr¬
angestellten, die mit dem Rechte auf lebens¬
längliches Ruhegehalt zur Zeit des Beitritts
des Kommunalverbandes bereits angestellt sind
oder noch angestellt weiden. Für Dauerange¬
stellte, die jünger als 27 Jahre und älter als
50 Jahre sind, ist der Beitritt ausgeschlossen.

Der Veitritt zu der Kasse ist für die
Kommunalverbändeein freiwilliger.

§3.
Die der Kasse beitretenden Kommuual-

verbande haben dem Landeshauptmann einen
rechtsverbindlichenBeitrittsbeschluß mit einem
vollständigenVerzeichnisder Dienststellenunter
Angabe der Personalien der jeweiligenStellen¬
inhaber, sowie die Ortsstatuten über Anstellungs-,
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Alte Sassung.

Vesoldungs- und Ruhegehaltsverhältnisseihrer
Beamten einzureichen und alljährlich zu einem
bestimmten Zeitpunkte über die eingetretenen
Veränderungen Mitteilung zu machen.

s 4.
Der jährliche Bedarf der Kasse, einschließlich

der zur Bildung eines Reservefonds(§ 16) er¬
forderlichenMittel und der Verwaltungskosten
(8 18), kommt auf die beteiligten Verbände
nach Verhältnis der jeweiligen ruhegehalts¬
berechtigten Diensteinkommen der von ihnen
besoldetenBeamten zur Verteilung.

8 12.
Wird bei Festsetzung eines Ruhegehalts

oder aus sonstigem Anlaß ermittelt, daß das
der Beitragsberechnungzugrunde gelegte ruhe-
gehaltsberechtigte Diensteinkommenzu hoch oder
zu niedrig bemessen gewesenist, so steht dem
betreffenden Kommunalvcrbandeoder der Ruhe-
gehaltslasseder Anspruch auf Zurückzahlungder
zuviel gezahlten oder auf Nachzahlung der zu
wenig gezahlten Beiträge zu.

Das Gleiche findet in dem Falle statt,
wenn der Anspruch auf Ruhegehalt nachträglich
einem Beamten zuerkannt wird, dessen Dienst¬
einkommen bei der Verteilung der Beiträge nicht
in Rechnung gezogen worden war.

Die in diesen Fallen erforderlicheAus¬
gleichungerfolgt durch Nachzahlung bezw. Er¬
stattung derjenigen Sätze des ruhegehalts^
berechtigtenDiensteinkommens,welche in den
zur Berechnung zu ziehenden Jahren auf die
Kommnnalverbände umgelegt worden sind
(88 4 u. 5).

Der Zeitraum, für welchen derartige Nach,
forderungeu geltend gemacht werden können,
wird auf die letzten fünf Jahre beschränkt.

Die Bestimmung in Absatz 2 findet keine
Anwendung auf die Dienststellen, die erst im
Verlauf des Rechnungsjahres geschaffen weiden.

Oeue Salsung.

Vesoldungs- und Ruhegehaltsverhältnisseihrer
Beamten und Dauerangeftellteneinzureichenund
alljährlichzu einem bestimmten Zeitpunkteüber
die eingetretenenVeränderungenMitteilung zu
machen.

s 4.
Der jährliche Bedarf der Kasse, einschließlich

der zur Bildung eines Reservefonds(ß 16) er¬
forderlichenMittel und der Verwaltungskosten
(ß 18), kommt auf die beteiligten Verbände
nach Verhältnis des jeweiligen ruhegehalts»
berechtigtenDiensteinkommensder von ihnen
besoldetenBeamten und Dauerangeftellten zur
Verteilung.

§ 12.
Absatz 1 bis 3 unverändert.

Der Zeitraum, für den derartige Nach-
forderungen geltend gemacht werden können,
wird auf die letzten fünf Jahre beschränkt.

Die Bestimmung in Absatz 2 findet keine
Anwendung auf die Dienststellen, die erst im
Verlauf des Rechnungsjahres geschaffen werden.
Die Bestimmungen in Absatz 2 bis 4 gelten
für die Dauerangeftellten auch soweit sie erst¬
malig der Kasse zugeführt werden.
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II. Die Satzungen der Witwen- und Waifenversorgungsanstalt für die Kommunalbeamten der
Rheinprovinz weiden wie folgt geändert:

Alte Sassung:
§ 1 Absatz 1.

Die Witwen-und Waisenuersorgungsanftalt
für die Kommunalbeamten der Rhcinprovinz
bezwecktdie Gewährung von Witwen- und
Waifengeldernan die Hinterbliebenenderjenigen
Beamten der Kreise, Stadt- und Landgemeinden
der Rheinprouinz, welchen ein Anspruch auf
Hinterbliebenenfürsorge auf Grund Gefetzes
zusteht. Den Kommunaluerbändender Hohen-
zollcrn'schenLande ist der Anschluß an die
Anstalt im selben Umfange gestattet.

§ 7 Abfatz 1 Schlußsatz.
Das Witwengeld foll jedoch vorbehaltlich

der imß 9 angeordneten Beschränkung mindestens
900 Mark betragen und 9000 Mark nicht
übersteigen.

Ueue Lassung:
§ 1 Absatz 1.

Die Witwen-und Waisenuersorgungsanftalt
für die Kommunalbeamten der Rheinprovinz
bezwecktdie Gewährung von Witwen- und
Waifengeldernan die Hinterbliebenenderjenigen
Beamten der Kreise, Stadt- und Landgemeinden
der Rheinprovinz, denen ein Anspruch auf
Hinterbliebenenfürforge auf Grund Gefetzes
zusteht. Dasfelbe gilt für die nach Befchluß
des Kommunalverbandes den Beamten gleich¬
zuachtendenständig Angestellten,denen Hinter¬
bliebenenversorgung gewährt ist (Daueran-
gestellte). Den Kommunaluerbändender Hohcn-
zollern'fchenLande ist der Anschluß an die
Anstalt im gleichen Umfange gestattet. Die
Bestimmungen der Satzung hinsichtlich der
Beamten und deren Hinterbliebenengelten sinn¬
gemäß auch für die Dauerangestellten und deren
Hinterbliebenen.

s ? Absatz 1 Schlußsatz.
Der Mindestbetrag und der Hüchstbetrag

des Witwengeldes richtet sich vorbehaltlich der
in tz 9 angeordneten Beschränkung nach den
für die Witwen der unmittelbaren Staats¬
beamten geltenden Bestimmungen.

III. Sollten die zuständigenHerren Minister eine Aenderung des Wortlautes oder eine Ergänzung
wünschen,so wird der Provinzialausschuß ermächtigt, an Stelle des Provinziallandtages die
erforderlichenAbänderungen zu beschließen.

Düsseldorf, den 30. Mai 1922.

Der Provinzialausschuß:
Dr. Adenauer,

Vorsitzender. Dr. Horion,
Lmldeshnilptmmm.
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Der Landeshauptmann Denkschrift.
der RheiNprovwz. <Zu ^° Nr. 15. Drucksachen^. 14).

I. H. 3919. Düsseldorf, den 15. April 1922.

Zu dem Antrage der Bezirksgruppe Rheinland des Verbandes der Kommunalbeamten
und -Angestellten Preußens (e. V.) vom 4. Juni 1921 auf Erweiterung der Satzungen
der Ruhegehaltskaffen und der Witwenkasse zwecks Gewährung von Ruhegehalts¬

und Hinterbliebenenversorgung an die ständig Angestellten.

Das Gesetz vom 8. Juli 1920, betreffend vorläufige Regelung verschiedener Punkte des
Gemeindebeamtenrechts,bestimmtin Z 1 Ziffer 4, daß die Grundsätzedes Beamtendiensteinlommens-
gesetzes und die für die Festsetzungder Bezüge der Staatsbeamten maßgebendenGesichtspunkte
auch auf die Beamtenanwärter und die nach Gemeindebeschlußden Beamten gleichzuachtenden
stäüdig AngestelltenAnwendung finden sollen. Ausgenommenist indessender Anspruchauf Ruhe¬
gehalt und Hinterbliebenenversorgung. In dieser Beziehung heißt es in der Ausführungsanweifung
des Ministers des Innern vom 6. Oktober 1920 in dem Abschnitt zu § 1 Ziffer 4: „Einen Zwang
zur Gewährung von Ruhegehalts--und Hinterbliebenenuerforgungfür diese Gruppen von Gemeinde¬
bedienstetenenthalt das Gesetz nicht, es schließt aber die Gewährung derselben auch nicht aus".
Darin erblickt die VezirksgruppeRheinland des Verbandes der Kommunalbeamtenund -Angestellten
Preußens (e. V.) eine an die Gemeinden gerichtete Aufforderung des Ministers, ihren Dauer¬
angestelltenden Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenverforgungeinzuräumen. Die Vezirks¬
gruppe ist der Meinung, daß die den RuhegehaltskaffenangehörendenKreise und Gemeinden auch
dazu bereit wären, wenn die Kassen die Zahlung der Bezüge übernehmen würden. Die Vezirks¬
gruppe h^ deshalb im Juni 1921 eine Erweiterung der Kassensatzungen beantragt, nach welcher
die Kllsfen ermächtigtwerden, die Zahlung von Ruhegehalt (Hinterblicbenenbezügen)auch an die
ständig Angestellten zu übernehmen, denen die Kreise und Gemeinden Ruhegehalt und Hinter¬
bliebenenverforgunggewährt haben.

Der 61. Rheinische Provinziallandtag hat in der Sitzung vom 14. Juli 1921 beschlossen,
den Antrag dem Provinzialansschuß zu überweisen mit dem Auftrage, dem nächsten Provinzial-
landtage zu berichtenund im gegebenen Falle nach Benehmen mit den Spitzenverbändender Land¬
gemeindenund Städte und mit den Spitzenverbändender Beamten und Angestellten in der Rhein-
Provinz eine entsprechende Vorlage auf Erweiterung der Satzungen der Ruhegehaltskaffenund der
Witwen- und Waisenverforgungsanstaltzu machen.

Zweifellos hat die Vezirksgruppedarin Recht, daß die Gemeinden auf Grund einer der¬
artigen Satzungserweiteruug den Dauerangestelltenden Ruhegehaltsanspruchund die Hinterbliebenen¬
verforgung gewähren würden. Nach dem Gesetze steht es den Gemeinden allerdings frei, ob und
welche ihrer Angestellten sie durch Beschluß als den Beamten gleichzuachtende ständig Angestellte
bezeichnenund ob sie ihnen die Versorgungsanfprücheverleihenwollen. Sie werden sich dem aber
kaum entziehen können, wenn die Kassen die Zahlung des Ruhegehalts und der Hinterbliebenen¬
bezüge übernehmen. Es war deshalb erforderlich, den Gemeindenim weitesten UmfangeGelegenheit
zu geben, zu dem Antrage des VezirksverbandcsStellung zu nehmen. Die gemeinfame Besprechung
mit den Vertretern der beiderseitigen Spitzenverbände sollte dann dazu dienen, die geäußerten
Bedenkenzu erörtern und nach Möglichkeiteine Einigung zu erzielen, die dem Provinzialansschuß
für den Bericht oder die Vorlage an den Provinziallandtag zur Richtschnurdienen kann.
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Vorweg sei bemerkt, daß in mehreren Provinzen ähnliche Anträge auf Erweiterung ihrer
Ruhegehaltökassensatzungcngestellt sind. In Schleswig-Holstein ist bereits mit Genehmigung des
Ministers eine Bestimmung in die Satzungen aufgenommen worden, nach welcher auch dauernd
beschäftigte Angestellteohne Becimteneigenschaft der Kasse zugeführt werden können, wenn sie noch
nicht 55 Jahre alt sind, nach dem vorzulegenden amtsärztlichen Zeugnis ihr Gesundheitszustand
zu Bedenken keinen Anlaß gibt und die Beitrage für die anzurechnendenJahre nachgezahltwerden.
Im BezirksuerbcmdHessen (Cassel) ist ähnlich beschlossen worden. Im BezirksverbcmdeNassau
(Wiesbaden) und in der Provinz Westfalen ist über den Antrag noch nicht entschieden, doch ist in
Westfalen die Satzungseiweiterung in Aussicht genommen. In der Provinz Sachsen bestehen zwar
grundsätzliche Bedenkennicht, doch soll mit der Entscheidungüber den Antrag bis zur endgültigen
Regelung des Gemeindebeamtenrechtsgewartet werden

Die Bestimmung in 8 1 Abs 4 der Ausführungsanweisungvom 6. Oktober 1920, wonach
den den Beamten gleichzuachtendenständig Angestellten auch Ruhegehalts- und Hinterbliebenen¬
versorgung gewährt werden kann, steht im Zusammenhang mit dem Gesetz vom 30. März 1920
über die Unterbringung von mittelbaren Staatsbeamten und Lehrpersonen(Unterbringungsgesetz).
Danach sind die freien, frei werdenden oder neu zu schaffenden Veamtenstellenbei den Kommunal¬
verbänden zunächstdenjenigen Gemeindebeamtenvorbehalten, die infolge Abtretung oder Besetzung
preußischerLandesteile ihr Amt verlieren. Das hat zur Folge, daß zahlreiche Angestellte, die
vielleicht schon seit Jahren Beamtentätigkeitausüben, in die freien oder neu zu schaffenden Beamten-
stellen nicht einrücken können. Um ihnen diesen Zustand zu erleichtern und ihnen wenigstens die
Sorge um ihre und ihrer AngehörigenZukunft zu benehmen, ist in der Ausführungsanweisungdie
Gewährung von Ruhegehalts, und Hinterbliebenenversorgungfür sie in Anregung gebracht.

In der Rheinprovinz liegen die Verhältnisseanders wie in den anderen Provinzen. Nach
dem Unterbringungsgesetzmüssen die offenen oder neu zu schaffenden Veamtenstellen dem „Für¬
sorgeamt für Beamte aus den Grenzgebieten" in Berlin ^i'W. 40, In den Zelten 21, mitgeteilt
werden, Das Verfahren ist dann so, daß sich das Fürsorgeamt die Besetzungvorbehält oder die
Stelle der öffentlichenBewerbung freigibt. Erfolgt eine solche innerhalb drei Monaten nicht, so
kann das Fürsorgeamt die Stelle freigeben oder aber ihre Besetzung vorbehalten. Letztere muß
dann wiederum innerhalb längstens drei Monaten geschehen, widrigenfalls die Stellen freizugeben
sind. Das Verfahren ist also umständlich und langwierig. Nun liegen im besetztenTeile der
Rheinprovinz die Verhältnisse so, daß dort nur aus der Rheinprovinz stammendeFürsorgcberechtigte
zugewiesenwerden können. Die Zahl solcher Rheinländer ist aber verschwindendgering. Es
ließe sich deshalb doch vielleicht für manchen der jetzigen Dauerangestellten eine Vemntenstelle
schaffen, wobei allerdings, soweit es sich nicht um Betriebsverwaltungenhandelt, auch die Bestimmungen
zugunsten der Militäranwärter zu beachten wären. Die Piovinzialverwaltung erwartet, daß das
Fürsorgeamt für eine große Zahl neuer Veamtenstellen in den Provinzialanstalten die Hälfte
von vornherein für die Besetzung freigibt und daß auch für die andere Hälfte, für die das
Verfahren zunächst durchzuführen wäre, aus der Rheinprovinz stammende fürsorgcbercchtigtc
Beamte nicht vorhanden sein werden. Nach den eigenen Mitteilungen des Fürsorgeamts ist mit
größter Wahrscheinlichkeit damit zu rechnen, daß kaum einer der zur Anstellung als Beamter vor¬
gesehenen Angestelltenwegen der durch das Gesetz gebotenenFörmlichkeiten von der Anstellung aus¬
geschlossensein wird. Aehnlicheswird sicherlich für manche Gemeinden, Städte oder Kreise gellen.

Um die Auffassungder Landgemeindenkennen zu lernen, für die die Frage am meisten
Bedeutung hat, sind sie durch Vermittelung der Regierungspräsidentenund Landräte sämtlich zu
dem Antrage der Bezirksgruppe auf Erweiterung der Kaffensntzungenzuguusten der Dauerange-
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stellten gehört worden, Nm wenige haben sich vorbehaltlos für die Verleihung von Ruhegehalt
und Hinterbliebenenfürsorgean die ständig Angestellten ausgesprochen. Die meisten Gemeinden
haben Bedenken verschiedenster Art beigebracht,wobei das Bedenken finanzieller Natur im Vorder¬
grunde steht. Es wäre also darauf zunächstnäher einzugehen.

Die Angestellten unterliegen der Krankenversicherung und dem Versicherungsgesetz für Ange¬
stellte. Die Invalidenversicherung kommt für sie nicht in Frage. Die Krankenversicherungreicht
zurzeit bis zu einem Einkommenvon 40000 Mark, die Angestelltenversicherung bis zu 30000 Mark.
Bei letzterer wird eine Erhöhung bis auf 100 000 Mark erstrebt. Der Beitrag zu den Kranken¬
kassen ist bei den einzelnenKassen je nach ihren Leistungenverschieden festgesetzt. Im Durchschnitt
beträgt er 7,5 »/<,. Bei einem mittleren Einkommennach der BesoldungsgruppeV des Dienstein¬
kommensgesetzes vom 31. März 1922, die für die Dauerangestellten hauptsächlich in Betracht
kommenwird, beträgt die Grundvergütung 20 600 Mark, der Ortszuschlag4160 Mark, zusammen
rund 25 000 Mark. Der Nusgleichszuschlagbeträgt 10500 Mark. Der Angestellte wird also
jährlich 35 500 Mark beziehen. Der Krankendeitrag beläuft sich also bei 7,5 <>/» auf 2662 Mark,
Der Beitrag zur Angestelltenversicherungbeträgt, die Steigerung der Höchstgrenzevorausgesetzt,
bei 35 500 Mark Einkommenjährlich mindestens 576 Mark.

. Nach tz 169 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnungin der Fassung der Novelle vom
3. Februar 1919 sind die Beschäftigtender Gemeindeverbändeund Gemeinden von der Kranken¬
versicherung frei, wenn sie mit „Anrecht auf Ruhegehalt" angestellt sind. Hierzu ist zu bemerken,
daß Anrecht auf Ruhegehalt weitergeht, als Anwartschaft auf Ruhegehalt. Anrecht setzt voraus,
daß der betreffendeBeschäftigteim Falle seiner Dienstuntauglichkeitsofort Ruhegehalt zu fordern
haben würde (Entsch. R.-Vers.-Amt, Amtl. Nachr. 1920 S. 376). Der betreffende Angestellte
müßte also nach § 1 des Pens.-Ges. eine mindestens zehnjährige pensionsfähigeDienstzeit zurück¬
gelegt haben. Da die Zeit vor Vollendung des 17. Lebensjahres nach s 16 Peus.-Ges. außer
Berechnung bleibt, so müßten die Angestelltenmindestens 27 Jahre alt sein, wenn sie durch Ver¬
leihung der Ruhegehaltsversorgung von der Krankenversicherungbefreit sein sollen. Zur Befreiung
von der Angestelltenversicherunggenügt nach ß 9 des Versicherungsgesetzes zwar die bloße Anwart¬
schaft auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung,doch wird die Gewährleistung der Anwart¬
schaft (§ 9 Abs. 3 das,) nur unter bestimmten Voraussetzungen anerkannt, die der Minister des
Innern durch Erlaß vom 23. November 1912 festgelegt hat. Danach darf-die Kündigung nur
bei dein Vorhandensein eines wichtigen Grundes ausgesprocheu werden. Außerdem muh den
Betreffenden, wenn der Rechtsweg aus § 626 B.G.B, ausgeschlossensein soll, die Möglichkeit
offenstehen, durch Anrufen einer außerhalb des Verbandes stehenden Instanz, etwa des Regierungs¬
präsidenten oder des Landrates, eine Nachprüfung zu erreichen. Bei einer solchenBeschränkung
des Kündigungsrechtsist die Kündigung im wesentlichendisziplinarrechtlicher Natur, und die Ange¬
stellten sind dadurch in ihrem Angestelltenverhältnisgesichert.

Durch die Befreiung von der Kranken- und Angestelltenversicherung würde bei dem ange¬
nommenen Beispiele eine Entlastung von 2662 Mark -^ 576 Mark -- 3238 Mark jährlich ein¬
treten. An die Stelle dieser Beiträge würden die Beiträge zur Ruhegehaltskassemit etwa 10"/«
und zur Witwen- und Waisenversorgungsanstaltmit 4 «/<, treten. Bei Berechnung dieser Beiträge
bleibt der Nusgleichszuschlagaußer Betracht, die Berechnung erfolgt nur nach der Grundvergütung

und dem Ortszuschlage. Die Beiträge würden daher 25000 Mark X v^ -- 3500 Mark betragen.
Sie wären somit 3500 Mark - 3238 Mark - 262 Mark höher als die wegfallendenBeiträge
zur Kranken- und Angestelltenversicherung.Der Unterschiedist nur gering, aber es ist dabei zu
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beachten, daß bei der Krankenversicherung die Gemeinde nur V» (887 Mark), der AngestellteV»
(1775 Mark), bei der Angestelltenversicherung jeder Teil die Hälfte mit 288 Mark zu zahlen hat,
während die Beiträge zur Ruhegehalts- und Witwenkasse ganz von der Gemeinde beansprucht
werden. Während also zwar die Angestelltenvon ihrem Beitragsanteil ganz entlastet werden, tritt
für die Gemeinde nur eine Entlastung um 887 Mark -j- 288 Mark ---1175 Mark ein. Es
ergibt sich bei dieser Rechnung an Ruhegehalts- und Witwenlassenbeiträgen für die Gemeinden
eine Mehrbelastung um 3500 Mark — 1175 Mark --- 2325 Mark, Bei 1000 Angestellten,die
möglicherweisein Frage kämen, würde das eine Mehrbelastung der Gemeinden um nahezu
2 325000 Mark bedeuten. Dazu würde noch bei der Witwcnkassebei Anrechnung rückliegender
Jahre der Beitrag zum Reservefonds in Höhe von 4 «/« der in diese»! Jahren bezogenenVergü¬
tung treteu, ebenso bei den Ruhegehaltskassendie Nachzahlungder Kassenbeiträgeder letzten 5 Jahre.
Sollten die Gemeinden dazu übergehen,den Angestellten Ruhegehalts- und Hinterbliebenenversorgung
nur uuter der Bedingung zu gewähren, daß die Angestellten sich einen Teil der Kassenbeiträge
anrechnen lassen, wie es vorher bei den Kranken- und Angestelltenversicherungsbeiträgender Fall
war, so würde das eine innere Angelegenheitder Gemeinden sein, in die einzugreifendie Kassen
kein Recht und auch keine Veranlassung hätten. Der Ruhegehaltskasse gegenüber blieben die
Gemeinden in jedem Falle allein verpflichtet. Soviel über die finanzielle Seite der hier in Rede
stehendenFrage.

Von einzelnenSeiten ist geltend gemacht,daß die Regelung jetzt noch verfrüht sei. Eine
große Anzahl Angestellter sei während des Krieges zur Durchführung der Zwangswirtschaft ange¬
nommen, diese Angestelltenwürden wieder entbehrlich. Die Gemeinden wären demgegenüberaber
in der Lage, die Angestellten,die mit Sicherheit künftig entbehrlichwerden, nach anderen Gesichts¬
punkten zu behandeln, als die Angestellten, die auch in Zukunft nicht werden entbehrt werden
können. Freilich wird auch hervorgehoben,daß man nicht wisse, wie sich die Verhältnisse nach der
in Aussicht stehenden neuen Gemeindcordnung gestaltenwürden, vielleicht würde dann den Gemeinden
manche Aufgabe abgenommen,wodurch wiederum Arbeitskräfte entbehrlichwürden. Das ist jedoch
ganz ungewiß und es ist ebensowohl möglich, daß den Gemeinden neue Aufgaben übertragen werden,
die weitere Arbeitskräfte nötig machen.

Von verschiedenen Seiten ist bemerkt worden, daß die Satzungserweiterung nicht eher vor¬
genommenwerden könne, bis über den Begriff „Dauerangestcllter" völlige Klarheit herrsche. Der
AusdruckDlluerangestellter ist ungenau und nur eine Abkürzung. In der Ausführungsanweisung
heißt es: „Die nach Gemeindebeschlußden Beamten gleichzuachtenden ständig Angestellten". Nur
dieser Wortlaut könnte für eine Satzungserweiterung Anwendung finden. Im übrigen gewährt die
Bestimmung in § 19 Ziffer 3 Pens.-Ges, einen Anhalt; sie lautet folgendermaßen: „Bei der
Pensionierung kann angerechnetweiden

die Zeit, während der ein Angestellter vor seiner Anstellung ununterbrochenim privatrccht-
lichen Vertiagsueihältnis eines Dienstverpflichtetendem Staate gegen unmittelbare Bezahlung
aus der Staatskasse Dienst geleistet hat, insofern er mit Aussicht auf dauernde Verwendung
ständig und hauptsächlich mit den Dienstverrichtungeneines Beamten betraut gewesen ist und
diese Beschäftigungzu seiner Anstellung geführt hat".

Danach werden also diejenigenAngestelltenden Beamten gleichgeachtel, die mit Aussicht auf dau¬
ernde Verwendung ständig und hauptsächlichmit den Dienstvcrrichtungeneines Beamten betraut
sind. Damit dürfte die Begriffsbestimmungerschöpft sein. Auf wen sie im einzelnenAnwendung
findet, ist eine Tatfrage, deren Entscheidungdem Beschlusse der Gemeinden überlassen bleibt.
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Auf jeden Fall muß aber die Verleihung des Anspruchs auf Ruhegehalts- und Hinter¬
bliebenenversorgungan ein bestimmtes Mindestlebensalter geknüpft werden. Auch die Beamten
benötigen bis zu ihrer planmäßigen Anstellung einer langen Vorbereitungszeit und es liegt auf der
Hand, daß die ihnen gleichzuachtendenständig Angestellten nicht besser gestellt werden dürfen.
Es wäre wegen der dann möglichenBefreiung von der Krankcnveisicherungspflicht die Verleihung
der Versorgungsansprücheetwa von der Vollendung des 27. Lebensjahres abhängig zu machen.
Das würde auch in einer entsprechenden Erweiterung der Ruhegehaltskassensatzungen zum Ausdruck
zu bringen sein.

Von einzelnen Seiten ist noch gesagt worden, man falle zu der ganzen Frage dieselbe
Stellung einnehmen, wie sie der Staat seinen Angestellten gegenüber einnehmen würde. Der
Minister des Innern hat auf eine dahingehendeAnfrage geantwortet, „der Finanzminister habe
nicht in Aussicht genommen, den im Staatsdienst beschäftigtensogenannten dauernd Angestellten
(gemeint sind wohl die Lohnangcstellten nach dem Tarif) Anspruch auf Ruhegehalt und Hinter¬
bliebenenversorgungzu gewähren". Wenn es auch im allgemeiuen richtig ist, daß die Ruhe«
gehaltslassen sich nach dem Vorgehen des Staates richten, so sind sie doch schon mehrfach zugunsten
der Gemeindebeamtendarüber hinausgegangen und es wäre zu bedauern, wenn im vorliegenden
Falle lediglichdarin ein Hindernis erblickt werden sollte, daß der Staat einen anderen Weg geht.
Wahrscheinlichliegen die Dinge bei dem Staat ganz anders, er ist auch durch das für ihn nicht
geltende Unterbringungsgesctzin der Besetzung der Beamtenstellen nicht behindert.

Gelangt man dahin, daß dem Antrage der Bezirksgruppe stattgegeben werden soll, so
könnte für die Satzungserweiterung, von der Witwenkasseabgesehen,nur die Ruhegehaltskasseder
Kreistommunlllverbändeund Stadtgemeinden der Rheinprovinz (8-Kasse) in Frage kommen. Die
Ruhegehaltskasseder Lundbürgermeistereienund Landgemeindender Rheinprovinz (1^,-Kasse)ist ein
durch § 27 der Kreisordnung geschaffener Kassenverbandmit der Aufgabe, den in den Ruhestand
versetzten besoldetenBeamten der Landbürgermeistereienund Landgemeinden die ihnen zustehende
Pension zu zahlen. Der Aufgabenkreisist also gesetzlich festgelegt und er kann darüber hinaus
nicht erweitert weiden. Das hat auch der Minister des Innern, der die Satzungsänderung anzu¬
ordnen hätte, auf Anfrage bestätigt. Es würde aber durchaus zulässig sein, daß sich die Land¬
gemeindenhinsichtlich der Dauerangestelltender 8-Kasse anschlössen. In § 1 Abs. 2 der Satzungen
der 8-Kasse ist jetzt schon vorgesehen,daß mit Zustimmung des Landeshauptmanns auch rheinische
Landgemeinden für diejenigen von ihnen mit Nuhegehaltsberechtigungangestellten Personen, für
welche der Beitritt zur 1,-Kasse nicht zulässig ist, insbesondere für Lehrpersonen an höheren und
mittleren Schulen der 8-Kasse beitreten können. Das würde also unbedenklichauch hinsichtlich
der nach Gemeindebeschlußden Beamten gleichzuachtendenständig Angestellten zugelassen weiden
können. Der Beitritt zur 8-Kasse wäre für die Gemeinden auch insofern von Vorteil, als bei
dieser die Kassenbeiträgenicht so hoch sind wie bei der I.-Kasse.

Der Anschlußder Dauerangestcllten müßte von einem Mindestlebensalter und von einem
Höchstalter abhängig gemachtwerden, einem Mindestalter von etwa 27 Jahren und einem Höchft-
alter von etwa 50 Jahren. Für den Anschluß von Beamten an die Witwenkasse ist dieses Höchst¬
alter bereits satzungsmäßig festgelegt. Jedenfalls wird es nicht angängig sein, den betreffenden
Angestellten die Nuhegehaltsberechtigungerst im hohen Alter und kurz vor der Pensionierung
beizulegen. Das würde zu einer unzulässigenBenachteilung der Kasse führen. Zu erwägen wäre,
ob nicht außerdem, ähnlich wie es in Schleswig-Holstein geschehen ist, die Zulassung überhaupt
oder die Zulassung von einem bestimmten Lebensalter ab von der Beibringung eines Gesundheits¬
zeugnissesabhängig zu machen wäre.
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Für die Festsetzung des Ruhegehalts würden die für die Beamten geltenden Bestimmungen
maßgebend sein. Es wäre zu dem Zwecke aber unbedingt notwendig, daß die Angestellten,soweit
es noch nicht geschehenist, in bestimmte Gruppen der Vesoldungsordnung eingereiht werden.
Geschieht das nicht und gelten für die Gemeinden womöglich noch verschiedenartige. Tarife, so
würden für die Pensionsberechnung große Schwierigkeitenund für die Dauerangestellten große
Nachteile entstehen.

Was die Anrechnung rückliegender Dienstzeitenanbetrifft, so würde zunächst § 12 Abs. 2
K.-B.-G. sinngemäß anzuwenden sein, wonach unbeschadet der Vorschriftenfür Militäranwärter
in Ermangelung cmderweiter Festsetzungen nur die Zeit gerechnet wird, die der Beamte im Dienst
der betreffenden Gemeinde zugebracht hat. Es würde aber nichts im Wege stehen, daß die
Bestimmung in § 9 Abs. 1 der Kassensatzungen (8 25 Abs. 3l> K.-B.-G.) über die Anrechnung
der im Reichs-, insbesondereim Militärdienste, im Staatsdienste oder im Dienste eines deutschen
Kommunlllverbandes oder einer anderen öffentlichenKorporation verbrachtenZeit sinngemäß auch
auf die Angestellten erstreckt wird. Dazu würde es aber zunächsteines Beschlusses der Gemeinden
bedürfen und es wäre das dann die in § 12 Abs. 2 K.-B.-G. verlangte anderweite Feststellung.
Es ist nicht anzunehmen, daß die Anwendung dieser Bestimmung in der Praxis zu großen
Schwierigkeitenführen würde.

In den Ausführungsbestimmungenvom 6. Oktober1920 ist es anscheinendzugelassen,daß
außer den ständig Angestelltenunter Umständen auch den Beamtenanwärtern Ruhegehaltsanspruch
und Hinterbliebenenfürsorgeverliehenwird. Davon muß aber dringend abgeraten werden, wenigstens
soweit die Ruhegehaltskassedabei herangezogen weiden soll. Die Anwärter sind jetzt schon den
planmäßigen Beamten sehr nahe gerückt, da sie bis zu 95°/« der Bezüge erhalten, die sie bei der
eisten planmäßigen Anstellung erhalten würden. Wenn ihnen dazu noch das Pensionsrecht ver¬
liehen würde, so wäre damit das Vorrecht der planmäßig angestellten Beamten ganz verwischt
und es würde das eintreten können,was hinsichtlich der ständig Angestelltenauch geltend gemacht
worden ist, daß dann in den Gemeinden schließlich die jüngsten Lehrlinge mit Ansprüchen auf
Pensionsanwartschaft hervortreten würden. Auch gegenüber den. den Beamten gleichzuachtenden
ständig Angestellten wäre das unhaltbar. Der Arbeitseifer und das Streben nach Anstellung
würden zudem sicherlich stark darunter leiden.

Die BezirksgruppeRheinland hat in ihrer Eingabe vom 4. Juni 1921 neben der Satzungs-
eiweitcrung zugunsten der ständig Angestellten noch den Antrag gestellt, daß in die Verwaltung
der Ruhegehalts- und Witwenkasseein Beirat gewählt werden möge, dem auch Beamtenvertreter
angehören sollten. Auch zu dieser Frage muß Stellung genommen werden. Eine Begründung ist
dem Antrage nicht beigegeben, ebensowenigist etwas darüber gesagt worden, wie die Tätigkeit
dieses Beirats gedacht ist. Daß er sich mit der laufenden Verwaltung befaßt oder in diese einzu¬
greifen befugt wäre, ist nicht angängig. Dagegen kann ein Beirat nur erwünscht sein, wenn es
sich um Entscheiduugüber wichtige Satzungsänderungen handelt, insbesondereüber Aenderungen,
die mit einer neuen Belastung verbunden sind. Ebenso könnte dem Beirat eine Mitwirkung bei
Feststellung des Umlagesatzesübertragen werden, ferner eine Vorentscheidungüber Beschwerden
hinsichtlich der Beitragsfestsetzung. Die endgültige Entscheidungüber diese Beschwerdenmuß dem
Piovinzilllausschuß vorbehalten bleiben. Dusselbe könnte auch für solche Beschwerdengelten, die
sich gegen die Festsetzungvon Ruhegehältern oder Witwen- und Waisenbezügenrichten. Ebenso
wäre ein Beirat willkommen,wenn es sich um die Entscheidungüber Zulassung von rechtsfähigen
Verbänden zur Ruhegehaltskasse handelt und darüber Zweifel bestehen Es wäre in solchen
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Fällen für die Kassenverwaltungvon Wert, sowohl für die Zulassung wie für die Ablehnung auf
die Entscheidung des Verwaltungsbeirats sich stützen zu können. Daß der Beirat auch befugt
sein würde, seinerseits Anregungen zu geben, wäre selbstverständlich. Wird die Bildung eines
Beirats für zweckmäßig erachtet, so bedarf es dazu keiner besonderenSatzungsbestimmung oder
eines besonderenBeschlusses des Provinziallandtages. Die Bildung des Beirats, seine Zusammen¬
setzung und die Bestimmung über seine Obliegenheiten könnte auch sogleich durch freie beiderseitige
Vereinbarung erfolgen.

Es wird folgende Entschließungin Vorschlag gebracht:
I, Es wird empfohlen, in die Satzungen der Ruhegehaltstasse der Kleiskommunalverbändeund

Stadtgemeinden und der Witwen- und Waisenversorgungsanstaltfür die Kommunalbeamten
der Rheinprovinz eine Bestimmung aufzunehmen, nach welcher die Kassen für die nach
Gemeinde- oder Kreistagsbeschlußden Beamten gleichzuachtendenständig Angestellten der
Kreise, Städte oder Landbürgermeislereienund Landgemeinden,denen Ruhegehalts- und Hinter-
blicbenenversorgung gewährt ist, nach den für die Beamten geltenden Nestimmungen die
Zahlung des Ruhegehalts und der Hinterbliebenenbezügeübernehmen, Angestellte,die jünger
als 27 Jahre oder älter als 50 Jahre sind, können der Kasse nicht angeschlossen werden.

II, Von einer Ausdehnungdes Beschlusseszu I auf Beamtenanwärter soll Abstand genommen werden.
III. Für die Mitwirkung bei der Verwaltung der Ruhegehaltskassenund der Witwen- und

Wllisenversorgungsanstaltsoll ein Beirat bestellt werden. Derselbe soll bestehen aus je einem
Vertreter des Rheinischen Gemeindetages, des Rheinischen Unterverbandcs des Verbandes
Preußischer Landkreise und des RheinischenStädtebundes, sowie aus drei Vertretern der
Bezirksgruppe Rheinland des Verbandes der Kommunalbecuntenund -AngestelltenPreußens
(e. V.), zusammen also aus sechs Vertretern, die von den Verbänden dem Landeshauptmann
alsbald namhaft zu machen sind. Der Landeshauptmann oder sein beauftragter Vertreter
führt den Vorsitz, Der Beirat ist bei allen in Frage kommenden, mit einer weiteren
Belastung der Kassen verbundenen Satzungsänderungen gutachtlich zu hören. Er kann
Satzungsänderungen auch selbst in Anregung bringen. Er wirkt bei der Feststellung der
Iahresumlllge mit und ist bei allen an den Prouinzialausschuß gerichteten Beschwerdenüber
die Veitragsfestfetzungoder über die Bemessung der Ruhegehälter oder Hinterbliebenenbezüge
oder betreffend die Zulassung rechtsfähigerVerbände als Kassenmitgliedervorab zu hören.
Der Beirat tritt zusammen, so oft es der Landeshauptmann für erforderlicherachtet, oder
wenn drei Mitglieder die Einberufung beantragen. Die Mitglieder des Beirats erhalten in
diesen Fällen Reisekosten und Tagegelder nach den sür die Provinzialbeamten der Besoldungs¬
gruppe XIII geltenden Sätzen. In eiligen oder minderwichtigenAngelegenheiten kann die
Entschließungder Mitglieder des Beirats auch schriftlich eingeholt werden.

Der Beschluß zu III kann in Kraft treten nach entsprechender Beschlußfassungdes Pro-
vinzilllausschusses.Zur Durchführung des Beschlusses zu I ist eine Satzungsänderung, also Beschluß¬
fassung des Provinziallandtages erforderlich. Es fei hierbei noch einmal ausdrücklichvermerkt, daß
durch die Satzungsänderung lediglich für die Kassen die Möglichkeit geschaffen würde, die Ruhe¬
gehälter oder Hinterbliebenenbezügezur Auszahlung zu bringen. Welche der ständig Angestellten den
Beamten gleichgeachtet werden sollen und ob ihnen Ruhegehalts- und Hinterbliebeneniürsorgegewährt
werden soll, bleibt der freien Entschließung der Kreise, Städte und Gemeinden vorbehalten.

I)r. Horion.
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